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Mehr Beschäftigung durch mehr Wettbewerb?
Viele Ökonomen und Politiker verbin-
den mit der Privatisierung und Liberali-
sierung öffentlicher Dienstleistungen
die Hoffnung, mehr Beschäftigung zu
schaffen. Auch die Europäische Kom-
mission ging noch 2003 in ihrem
»Grünbuch zu Dienstleistungen von all-
gemeinen Interesse« davon aus, dass
durch die Liberalisierung der Netzwerk-
industrien (Telekommunikation, Post,
Transport, Energie) innerhalb der EU
etwa eine Millionen neue Arbeitsplätze
geschaffen werden könnten. Mittlerwei-
le sind zahlreiche internationale Studi-
en erschienen, die massive Beschäfti-
gungsrückgänge konstatieren.

Betrachtet man die Situation in
Deutschland, so ergibt sich eine er-
nüchternde Bilanz. Zwischen 1991 und
2006 ist die Zahl der Beschäftigungs-
verhältnisse im öffentlichen Dienst um
mehr als 2,1 Millionen oder 32% zu-
rückgegangen. Allein aufgrund der Pri-
vatisierung von Bahn und Post schie-
den zwischen 1991 und 1995 ca. eine
Millionen Beschäftigte aus dem öffent-
lichen Dienst aus. Eine Bestandsauf-
nahme der einzelnen liberalisierten
Dienstleistungssektoren macht schließ-
lich deutlich, dass es zu einem anhal-
tenden Beschäftigungsabbau bei ehe-
mals öffentlichen Monopolunterneh-
men gekommen ist, der keineswegs
durch den Beschäftigungsaufbau bei
den neuen Wettbewerbern ausgegli-
chen werden konnte. Insgesamt sind
im Inland mit der Liberalisierung und
Privatisierung öffentlicher Dienstleistun-
gen in den Sektoren Post, Bahn, Ener-
gie, Telekommunikation und Kranken-
häuser seit Anfang der 90er Jahre per
Saldo mindestens 600.000 Arbeitsplät-
ze verloren gegangen.1

Wenn Unternehmen durch Privati-
sierungen aus den Tarifverhandlungs-
systemen des öffentlichen Dienstes
herausfallen, wird im Zuge von Liberali-

sierungen ein andauernder Wettbewerb
um niedrigere Arbeitskosten zwischen
ehemals öffentlichen und neu etablier-
ten Wettbewerbern in Gang gesetzt. Da
es sich bei keineswegs allen liberalisier-
ten Branchen um Wachstumsmärkte
handelt, kommt es zu einem offenen
Verdrängungswettbewerb, der unweiger-
lich zu Arbeitsplatzverlusten führt. Sicht-
bar ist zudem der Ersatz von regulären
Arbeitsplätzen durch (teils subventio-
nierte) neue Niedriglohnarbeitsplätze.
Auf der einen Seite stehen die Stamm-
belegschaften ehemaliger Monopolisten,
die von tariflichen Besitzstandsklauseln
profitieren, und auf der anderen Seiten
die zu schlechteren Bedingungen neu
eingestellten Kollegen und die Beschäf-
tigten der neuen Wettbewerber mit we-
sentlich niedrigerer Entlohnung.

In bereits liberalisierten Dienstleis-
tungssektoren ist es erforderlich, über
soziale Re-Regulierung gesetzlich und
tarifpolitisch pro Qualitätswettbewerb –
statt Arbeitskostenwettbewerb – gegen-
zusteuern (z.B. über Tariftreueregelun-
gen, Mindestlohn, allgemein verbindli-
che Branchentarifverträge). Zudem sollte
der öffentliche Sektor durch mehr Nut-
zerinnenfreundlichkeit, demokratische
Mitgestaltungsoptionen und Gemein-
wohlorientierung revitalisiert werden,
um (nebenbei) weiteren Liberalisierun-
gen die Legitimationsgrundlage zu ent-
ziehen. Zu unterstützen ist ferner die
seit langem bestehende Forderung des
DGB an die Bundesregierung, regelmä-
ßig einen Privatisierungsbericht über die
sozialen und ökonomischen Auswirkun-
gen vorzulegen.

1 Brandt, Torsten/Schulten, Thorsten: Auswirkungen
von Privatisierung und Liberalisierung auf die Tarifpoli-
tik in Deutschland, in: Europa im Ausverkauf, VSA-Ver-
lag, Hamburg.
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